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Planzeichenerklärung

Straßenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen

Maß der baulichen Nutzung

Baulinie, Baugrenze

Algemeines Wohngebiet (WA)

überbaubare Grundstücksfläche

I Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Straßenverkehsflächen

des B-Planes
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Fläche für den Gemeinbedarf

nicht überbaubare Grundstücksfläche

Öffentliche Verkehrsflächen

Bauweise
(Siehe textliche Festsetzung Nr. 4)abweichende Bauweise

(Kindertagesstätte)

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

WA

K

nicht überbaubare Grundstücksfläche
mit Einschränkungen (Siehe textliche Festsetzung Nr. 5.1)

nicht überbaubare Grundstücksfläche
mit Einschränkungen (Siehe textliche Festsetzung Nr. 5.2)

Grünfläche

Öffentliche Grünfläche
(Regenversickerungsbecken)

Öffentliche Verkehrsfläche mit besonderer 
Zweckbestimmung (hier öffentliche Parkfläche)

Erdgasleitung Nr.14 der Open Grid Europe GmbH

5
5

DN 300 Bl.274,275 mit Schutzstreifen
(siehe nachrichtliche Hinweise)

Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung

1.1 Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind in dem Allgemeinen Wohngebiet die ausnahmsweise
zulässigen Nutzungen gemäß § 4 (3) BauNVO nicht zulässig.

1.2 Gemäß § 9 (1) Nr. 5 BauGB ist innerhalb der Gemeinbedarfsfläche mit der
Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“  die Errichtung zweckgebundener Einrichtungen und
baulicher Anlagen zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 Gemäß § 16 (3) Nr. 2 in Verbindung mit § 18 BauNVO wird für das Allgemeine
Wohngebiet die maximal zulässige Gebäudehöhe (höchster Punkt der Dachkonstruktion) auf
10,00 m begrenzt, die maximal zulässige Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem obersten
Punkt der Dachhaut und dem aufgehenden Mauerwerk) auf 6,00 m.
Ausgenommen sind die Traufhöhen von Dachaufbauten sowie abgewalmte Teile von
Krüppelwalmdächern.
Gemäß § 9 (3) BauGB darf die Höhe des Rohgeschossfußbodens in den Hauptgebäuden im
Erdgeschoss an keiner Stelle die Höhe von 0,20 m unterschreiten und an keiner Stelle die Höhe
von 0,50 m überschreiten.

2.2 Gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB wird für die Gemeinbedarfsfläche mit der
Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ eine maximal zulässige Gebäudehöhe von 10,00 m
festgelegt.

Als unterer Bezugspunkt für die genannten Maße gilt die Oberkante der zur Erschließung des
jeweiligen Grundstücks herangezogenen, öffentlichen Verkehrsfläche an der jeweils mit ihr
zusammenfallenden Grundstücksgrenze.
Maßgebend ist das Mittel aus den Verkehrsflächenhöhen an den Schnittpunkten der beiden
seitlichen Grundstücksgrenzen mit der Verkehrsflächengradiente.

3. Beschränkung der Zahl der Wohneinheiten im WA-Gebiet

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind maximal 2 Wohneinheiten je Einzelhaus und 1
Wohneinheit je Doppelhaushälfte zulässig.

4. Abweichende Bauweise

Gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 (4) BauNVO wird eine abweichende Bauweise
festgesetzt. Grundsätzlich gilt die offene Bauweise gemäß § 22 (2) BauNVO. Abweichend sind
bei Einzelhäusern nur Gebäudelängen (maßgeblich Außenwand) bis 22 m zulässig und bei
Doppelhäusern nur Gebäudelängen (maßgeblich Außenwand) bis 12 m (je Doppelhaushälfte).

Örtliche Bauvorschriften

Hinweise

1. Dachformen

Hauptgebäude sind mit symmetrisch geneigten Sattel-, Walm-, Zelt oder Krüppelwalmdächern oder mit Pultdächern
zu errichten.
Bei Sattel-, Walm-, Zelt- oder Krüppelwalmdächern muss die Dachneigung mindestens 30° und darf höchstens 48°
betragen. Bei Traufhöhen über 5,50 m darf die Dachneigung bis auf 25° herabgesetzt werden.

Bei Pultdächern muss die Dachneigung mindestens 20° und darf höchstens 42° betragen. Bei Traufhöhen über 5,50 m
darf die Dachneigung einer Dachfläche bis auf 15° herabge-setzt werden. Ausgenommen von dieser Vorschrift sind:

- untergeordnete Gebäudeteile i. S. des § 7b NBauO
- Wintergärten
- Dächer, die zu mehr als 80 % begrünt sind

An den Traufseiten der Hauptgebäude sind so genannte Friesengiebel (Frontspieße) und Zwerggiebel mit einer
Dachneigung von maximal 68° zulässig, sofern deren Firsthöhe sich dem Hauptdach unterordnet und die Giebelbreite
unter 50% der Länge des Hauptgebäudes beträgt.
Zur Herstellung eines Pultdaches ist eine abweichende Höhe der gegenüberliegenden Dachflächen zulässig, soweit die
Neigung der gegenüberliegenden Dachflächen den gleichen Neigungswinkel aufweist.

2. Dachaufbauten / Gauben
Dachaufbauten / Dachgauben können in mehrere gleiche Einheiten aufgeteilt werden; ihre Gesamtlänge darf 60% der
darunter liegenden Trauflänge des Gebäudes nicht überschrei-ten. Der Abstand zum seitlichen Dachrand muss
mindestens 1,50 m betragen.

1. Kampfmittelbeseitigung
Das Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, Regionaldirektion Hannover -
Kampfmittelbeseitigungsdienst  - hat mitgeteilt, dass die alliierten Luftbildaufnahmen keine Bombardierung des
Planungsbereiches zeigen.

2. Altablagerungen
Im Geltungsbereich des Plangebietes befinden sich zum gegenwärtigen Kenntnisstand (März 2013) keine erfassten
Altlasten (Altablagerungen, Altstandorte oder Verdachtsflächen).
Sollten sich bei der weiteren Planung, Erschließung oder bei der Bebauung Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen
oder Altlasten ergeben, so ist dies der Unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Diepholz unverzüglich
mitzuteilen.

3. Landwirtschaftliche Immissionen
Das Plangebiet liegt in einem landwirtschaftlich strukturierten Bereich, in dem es häufig zu landwirtschaftsspezifischen
Immissionen in Form von Gerüchen, Geräuschen und Stäuben kommt. Diese werden hervorgerufen durch den
landwirtschaftlichen Verkehr auf den Straßen sowie durch die Bearbeitung der umliegenden landwirtschaftlich genutzten
Flächen. Sie können jahreszeitlich und witterungsbedingt auch an Sonn- und Feiertagen sowie in den Nachtstunden
auftreten (z. B. Mähdrusch, Bodenbearbeitung). Die Immissionen sind unvermeidbar, im ländlichen Raum ortsüblich und
müssen von den Anwohnern toleriert werden.

4. Archäologische Bodenfunde
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das könnten u. a. sein:
Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen,
auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese nach § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen
Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen bei der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Diepholz
und dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege, Referat Archäologie, unverzüglich gemeldet werden.
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von
vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

5. Bauzeitenregelung im Rahmen der Speziellen Artenschutzprüfung
Um das Eintreten von Verbotstatbeständen i. S. d. § 44 BNatSchG zu vermeiden, dürfen Baufeldräumung und
Baumaßnahmen nur außerhalb der Brutphase (1. April bis 15. Juli) durchgeführt werden. Sollte dies nicht möglich sein, so
ist der Vorhabenbereich auf Bodenbrüter zu kontrollieren.

6. Bergwerkseigentum Delmenhorst - Elsfleth
Das Plangebiet liegt innerhalb der Konzession Delmenhorst - Elsfleth der BEB Ergas und Erdöl GmbH & Co. KG. Hier
besteht eine öffentlich-rechtlich verliehene Berechtigung zur Aufsuchung und Gewinnung von Erdöl, Erdgas und anderen
bituminösen Stoffen. Zu berücksichtigende Bohrungen oder Anlagen unter Betriebsführung der ExxonMobil Production
Deutschland GmbH (EMPG) sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Schutzstreifen der Ferngasleitung Nr. 14 der Open Grid Europe GmbH
In der Straße „Varreler Feld“ verläuft eine Ferngasleitung DN 300 mit Betriebskabel innerhalb eines 10 m breiten
Schutzstreifens (5 m beiderseits der Leitungsachse); sie verschwenkt auf Höhe des Plangebietes leicht in dieses hinein.
Berührt werden die Ränder der Grünfläche für die Regenwasserversickerung sowie die Gemeinbedarfsfläche.

 Der Schutzstreifenbereich muss aus sicherheits- und überwachungstechnischen Gründen von Bebauungen oder
sonstigen Einwirkungen, die den Bestand bzw. den Betrieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden, freigehalten
werden.

 Das geplante Regenversickerungsbecken darf nicht im Schutzstreifenbereich der Ferngasleitung angeordnet werden.

 Im Endausbau von Straßen, Zufahrten und Stellplätzen darf eine Rohrscheitelüberdeckung von 1,0 m nicht
unterschritten werden. Andererseits sollte eine Deckung von mehr als 2,0 m nicht vorhanden sein.

 Bäume und tief wurzelnde Sträucher dürfen nur nach vorheriger Absprache in einem horizontalen lichten
Mindestabstand von 2,5 m rechts und links neben der Leitung angepflanzt werden. Anzustreben ist ein Pflanzabstand
außerhalb des Schutzstreifens, damit bei einer Aufgrabung der entsprechenden Leitung zu Reparatur- bzw.
Wartungszwecken das Wurzelwerk nicht geschädigt wird. Der Trassenverlauf der Open Grid Europe-Leitung muss
sichtfrei und begehbar sein.

In beiderseitigem Interesse ist die PLEDOC (Gesellschaft für Dokumentationserstellung und -pflege mbH,
Leitungsauskunft) bereits bei der Planung über alle Maßnahmen und Vorhaben im Bereich des Schutzstreifens zu
unterrichten, damit erforderliche Schutzmaßnahmen rechtzeitig vereinbart werden können. Lagepläne mit
Einmessungszahlen werden bei Bedarf zur Verfügung gestellt.

Nicht zulässig innerhalb des Schutzstreifens sind:

 die Errichtung von Gebäuden aller Art sowie von Mauern parallel über bzw. unmittelbar neben den Ferngasleitungen,
 die Einleitung aggressiver Abwässer,
 sonstige Einwirkungen, die den Bestand oder den Betrieb der Leitung gefährden oder beeinträchtigen können.

Nur mit besonderer Zustimmung des Leitungsträgers statthaft sind:

 Freilegung der Leitung,
 Sprengungen in Leitungsnähe,
 Niveauänderung im Schutzstreifen.

Zur Vermeidung unzulässiger Einwirkungen sind rechtzeitig abzustimmen:

 der Neubau von kreuzenden oder parallel führenden Straßen, Wegen, Kanälen, Rohrleitungen, Kabeln, Freileitungen
und Gleisanlagen sowie die Durchführung sonstiger Baumaßnahmen, sofern eine Leitungsbeeinflussung nicht
ausgeschlossen werden kann,

 Ausschachtungsarbeiten im Leitungsbereich sowie die vorübergehende oder dauernde Lagerung von Erdaushub,
Baumaterial oder sonstigen Stoffen im Schutzstreifen.

Bei der Errichtung von Windkraftanlagen (Anmerkung: hier nur als untergeordnete Nebenanlagen) ist jeweils ein Abstand
von mindestens 25 m zwischen Ferngasleitung und Rotormast einzuhalten.

Bauausführung:
Vor Aufnahme von Arbeiten im Bereich oder in der Nähe der Schutzstreifen ist der Leitungsträger in jedem Falle zu
benachrichtigen, damit er erforderlichenfalls die Lage der Leitung und der zugehörigen Einrichtungen in der Örtlichkeit
markieren und die Arbeiten überwachen kann.
Weitergehende Sicherungsmaßnahmen, die sich zum Beispiel beim Einsatz von schweren Bau- oder Kettenfahrzeugen
ergeben können, behält der Leitungsträger sich ausdrücklich vor.
Open Grid Europe GmbH,  Kallenbergstraße 5, 45141 Essen. Tel.: 0201/3642 - 0

Nachrichtliche Hinweise5. Zulässigkeit von Nebenanlagen

5.1 Gemäß § 23 (5) BauNVO sind auf den einfach schraffierten nicht überbaubaren
Grund-stücksflächen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen Garagen und offene Garagen
(Carports) i. S. der Garagenverordnung unzulässig.

5.2 Gemäß § 23 (5) BauNVO sind auf den doppelt schraffierten nicht überbaubaren
Grundstücksflächen Nebenanlagen und bauliche Anlagen mit Ausnahme von Einfriedigungen
unzulässig.

6. Grundstückszuwegungen

Gemäß § 9 (1) Nr. 11 BauGB wird für das Allgemeine Wohngebiet zur Regelung des
Anschlusses der Grundstücksflächen an die öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt, dass für
jedes sich ergebende Grundstück Zufahrten und Zugänge nur in einer Breite von insgesamt
maximal 6,00 m angelegt werden dürfen.

7. Verwendungsverbot bestimmter Brennstoffe

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB wird zur Verbesserung der Luftqualität bestimmt, dass in
Verbrennungsanlagen die Verwendung von flüssigen oder festen Brennstoffen (z. B. Kohle, Öl,
Abfälle aller Art) nicht zulässig ist.
Ausgenommen ist unbehandeltes Holz beim Einsatz in ergänzenden Heizungsanlagen (z. B.
Kamin- und Kachelöfen).

8. Regenwasserbeseitigung

8.1 Gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB wird festgesetzt, dass das im Plangebiet anfallende
Niederschlagswasser zu versickern ist. Ausgenommen ist Regenwasser, das als Brauchwasser
genutzt wird.

8.2 Gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB werden innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der
Zweckbestimmung „Regenwasserversickerbecken“ folgende Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt:
Es ist ein naturnah gestaltetes Regenversickerbecken anzulegen. Die übrige Fläche ist mit
einer Wildwiesenmischung einzusäen und extensiv zu pflegen.

9. Zuordnungsfestsetzung

Die gemäß § 1a (3) BauGB auf 5.020 qm des Flurstückes Nr. 25/3, Flur 4, Gemarkung Groß
Mackenstedt durchzuführenden Ersatzmaßnahmen (s. Begründung Kapitel 07) werden gemäß
§ 9 (1a) BauGB den Vorhaben im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes
vollständig zugeordnet (Sammelersatzmaßnahme).

Präambel und Ausfertigung des Bebauungsplanes

                             Maßstab:  1 : 1000

                              Katasterverwaltung,

verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) gesetzlich geschützt.

1. die Verwertung von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen für

Standardpräsentationen durch kommunale Körperschaften, soweit diese im Rahmen ihrer

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 11.12. 2012 ).

Der Rat der Gemeinde Stuhr hat den Bebauunsplan nach Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäß

wurden am 26.06.2013 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Bebauungsplan ist damit am 02.12.2013 rechtsverbindlich geworden.
Stuhr, den 06.01.2014

gez. Unterschrift

gez. Unterschrift

gez. Unterschrift

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Stuhr am 30.10.2013 diesen 

Verfahrensvermerke des Bebauungsplanes

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 58 Abs. 2Nr. 2  des

Bebauungsplan Nr. 23/178, bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen 
Festsetzungen sowie die Örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 NBauO als Satzung beschlossen.

Planunterlage

.

                             Quelle: Auszug aus dem Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte

über das amtliche Vermessungswesen (MVermG) sowie durch das Gesetz über Urheberrecht und
Angaben und Präsentationen des amtlichen Vermessungswesens sind durch das Niedersächsische Gesetz

2013

Herausgeber: Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen

Die Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe von Angaben

Vermessungs- und Katasterbehörde zulässig. Keiner Erlaubnis bedarf
des amtlichen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen ist nur mit Erlaubnis der zuständigen

Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises durch kommunale Körperschaften,
2. die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von

(Auszug aus § 5 Absatz 3 NVermG)
Aufgabenerfüllung eigene Informationen für Dritte bereitstellen...

Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

LGLN Suilngen, den 20.12. 2013 

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Katasteramt Syke                                                     

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von der Gemeinde Stuhr, Blockener Straße 6,

Planverfasser

28816 Stuhr

Planverfasser

Stuhr, den 31.10.2013

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Stuhr hat in seiner Sitzung am 12.06.2013  dem Entwurf des

Öffentliche Auslegung

Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 3

Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom 08.07.2013  bis 08.08.2013  gemäß § 3
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Satz 1 erster Halbsatz i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung

Stuhr, den 31.10.2013

Satzungsbeschluss

Begründung und 
§ 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 30.10.2013 als Satzung (§10 Abs. 1 BauGB) sowie die

die Örtlichen Bauvorschriften gemäß §§ 56, 97 und 98 NBauO beschlossen.

Der Bebauungsplan ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 02.1.20123 im Amtsblatt Nr. 16/2013 des

Stuhr, den 31.10.2013

Landkreises Diepholz bekanntgemacht worden.

Inkrafttreten

Stuhr, den 31.10.2013

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Formvorschriften, die
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder

gemacht worden.

Verletzungen der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und
beachtliche Mängel im Abwägungsvorgang beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Stuhr hat in seiner Sitzung am 12.06.2013 die Aufstellung des 

Aufstellungsbeschluss

Bebauungsplanes Nr. 23/178 "Am Varreler Feld"  beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB am 26.06.2013 ortsüblich bekanntgemacht.
Stuhr, den 31.10.2013

gez. Unterschrift L. S.

gez. Unterschrift

i.A. der Bürgermeister

Stuhr, den

L. S.

L. S.

L. S.gez. Unterschrift

L. S.

c

nichtzutrefendes streichen

gez. Göbbert L. S.

Niels Thomsen
Bürgermeister

Niels Thomsen
Bürgermeister

Niels Thomsen
Bürgermeister

Niels Thomsen
Bürgermeister

Niels Thomsen
Bürgermeister

Fachdienst Stadtplanung

Antragsnummer: L4 _-109/2013_

Gemarkung: Varrel      Flur: 2

Bebauungsplan: Nr. 23/128 "Am Varreler Feld"

geometrischen Karte im Maßstab 1: 1000

Daten sind durch Digitalisierung der bisher manuell

geführten Liegenschaftskarte entstanden.

Genauigkeit der Koordinaten entspricht der

Telefax 04242/166-166
Telefon 04242/166-0
Schloßweide 37   28857 Syke

Landentwicklung Niederschsen
Landesamt für Geoinformation und

- Katasteramt Syke -

Stand: Dez. 2012          Maßstab 1:1000

Gemeinde: Stuhr

  Stand: Sept. 2013

 BauNVO `90
  i. d. F. vom Mai `93
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